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Dringlichkeitsantrag 

der Abgeordneten Margarete Bause, Ludwig Hart-
mann, Dr. Christian Magerl, Thomas Gehring, Ulri-
ke Gote, Verena Osgyan, Katharina Schulze, Mar-
kus Ganserer, Thomas Mütze, Gisela Sengl, Rosi 
Steinberger, Martin Stümpfig und Fraktion (BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN) 

Überführung der Atomrückstellungen in einen 
öffentlich-rechtlichen Fonds – keine Entlassung 
der Atomkraftwerksbetreiber aus der Haftung 

Der Landtag wolle beschließen: 

Der Landtag stellt fest: 

Die Betreiber deutscher Atomkraftwerke (AKW) sind 
gemäß dem Verursacherprinzip verpflichtet, finanziel-
le Vorsorge für die Entsorgung des Atommülls und 
den Rückbau der Anlagen zu treffen. Diese Vorsorge-
leistungen sind jedoch unzureichend. Für die Entsor-
gung radioaktiver Abfälle sowie für Stilllegung und 
Rückbau der Atomkraftwerke bilden die Energiever-
sorgungsunternehmen (EVU) Rückstellungen. Diese 
Rückstellungen werden bislang von den AKW-
Betreibern verwaltet. Dabei muss gewährleitet wer-
den, dass die Finanzmittel zum entsprechenden Zeit-
punkt in erforderlichem Umfang zur Verfügung stehen. 
Die Gesamtsumme der Rückstellungen betrug Ende 
2011 ca. 33 Mrd. Euro. Diese Rückstellungen sind je-
doch nicht vor Krisen oder einer Insolvenz des Betrei-
bers geschützt. 

Im konventionellen Stromgeschäft sinken die Rendi-
ten der großen Stromkonzerne. Angesichts ihrer ge-
ringen Bereitschaft zur Bereinigung des Kraftwerk-
sparks und der weitgehenden Verweigerung an der 
Energiewende aktiv mitzuarbeiten ist die finanzielle 
Leistungsfähigkeit der atomkraftwerksbetreibenden 
Stromkonzerne ungesichert. 

Der Landtag fordert die Staatsregierung auf, 

1. sich im Bundesrat dafür einzusetzen, die Rück-
stellungen der AKW-Betreiber für die atomrecht-
lich gebotenen Entsorgungsschritte (Stilllegung 
und Abbau von Kernkraftwerken, Brennelemen-
tentsorgung, Entsorgung radioaktiver Betriebsab-
fälle) in einen öffentlich-rechtlichen Fonds zu 
überführen; 

2. für mehr Transparenz bei den Rückstellungen 
einzutreten und für die bayerischen Atomkraftwer-
ke offenzulegen, welcher Finanzbedarf über wel-
chen Zeitraum für Stilllegung, Rückbau und Ent-
sorgung von Brennmaterial erwartet wird; 

3. sich im Bundesrat dafür einzusetzen, dass die 
atomkraftwerksbetreibenden Unternehmen nicht 
aus der voll umfänglichen Haftung für den Atom-
müll entlassen werden. 

 

 

Begründung: 

Die derzeitige Praxis der Rückstellungen birgt grund-
legende Risiken. Da die EVU die Rücklagen eigen-
ständig verwalten, dienen sie als günstige Finanzie-
rungsquelle für Investitionen oder die Erschließung 
neuer Geschäftsfelder. Dies stellt einen bedeutsamen 
Wettbewerbsvorteil gegenüber kleineren Stadtwerken 
und Anbietern erneuerbarer Energien dar und die 
Rückstellungen wirken so als versteckte Subventio-
nierung der Atomkonzerne. 

Solange die Rückstellungen von den Energieversor-
gungsunternehmen selbst verwaltet werden, besteht 
zudem keine Absicherung gegen das Insolvenzrisiko 
der EVU. Eine sachgerechte Prüfung der Höhe der 
Rückstellungen ist bislang unmöglich, da die AKW-
Betreiber nicht offenlegen müssen, welche Kosten sie 
für die Zukunft erwarten. Daher kann auch nicht aus-
geschlossen werden, dass die Rückstellungen zu 
niedrig angesetzt werden. Das hat der Bundesrech-
nungshof in seinen „Bemerkungen 2010 zur Haus-
halts- und Wirtschaftsführung des Bundes – Weitere 
Prüfungsergebnisse“ vom 12. April 2011 festgestellt. 

Die Überführung der Rückstellungen in einen öffent-
lich-rechtlichen Fonds stellt sicher, dass Mittel im Be-
darfsfall in ausreichender Höhe unverzüglich zur Ver-
fügung stehen. In der Schweiz wird dies bereits so 
praktiziert („Verordnung über den Stilllegungsfonds 
und den Entsorgungsfonds für Kernanlagen SEFV‘“ 
vom 7. Dezember 2007). 


